
Kontoeröffnungsantrag*

Empfangsbestätigung*

Informationsbogen für den Einleger*

Selbstauskunft*

Anlassbezogene Abfrage des Kirchensteuermerkmals*

Datenschutzrechtliche Einwilligung*

Bitte unter "Downloads - POSTIDENT" ausdrucken

1 Freistellungsauftrag

2 NV-Bescheinigung

3

Zentrale Bremen / Tel.:(0421) 3075-0 / Fax: (0421) 3075-230 / eMail: service@greensill-bank.com

Martinistr. 48

28195 Bremen

Schritt 1: Ausfüllen und unterschreiben

PostIdent-Coupon

Ihren gültigen 

Personalausweis (oder 

Reisepass + 

Meldebescheinigung)
verschlossener und frankierter 

Umschlag mit Ihren 

Kontoeröffnungsunterlagen

* bei Gemeinschaftskonten 

Unterschrift und Angaben von 

jedem einzelnen Kontoinhaber  

erforderlich

Schritt 2: Identitätsfeststellung

Ihr Weg zu mehr Prozenten - Ausfüllhilfe

Bitte gehen Sie mit folgenden 

Unterlagen zu einer Postfiliale 

Ihrer Wahl:

Wir bedanken uns für Ihr entgegengebrachtes Vertrauen!

Ihre Greensill Bank AG

Mit Versand Ihrer Unterlagen muss bereits die Überweisung Ihres Anlagebetrages erfolgen. Bei der im

Kontoeröffnungsantrag angegebenen Bankverbindung handelt es sich um ein Sammelkonto für alle

Neuanlagen. Sobald uns die Kontoeröffnungsunterlagen und der Geldeingang erreichen, vergeben wir

Ihnen eine persönliche Kontonummer, die Ihnen nach ca. 10 Werktagen nach Eröffnung in Form einer

Anlagebestätigung postalisch mitgeteilt wird. 

              für jeden einzelnen Kontoinhaber erforderlich

Bei Bedarf beilegen:



Interne Angaben der Bank

Name:

Kundennummer:

          Herr          Frau

Selbständig

          Herr          Frau

Selbständig

Mittelherkunft:

            Gehalt, Rente, Pension            Erbe/Schenkung           Ersparnisse            Sonstiges - bitte ergänzen:

            Selbständigkeit            Verkauf von Eigentum           Lotterie/Spiel _______________________

Ich/Wir versichere/n, dass ich/wir im eigenen wirtschaftlichen Interesse und nicht auf fremde Veranlassung (insbesondere nicht als Treuhänder) handele/n.  Die 

Geldanlage erfolgt für private Zwecke

Hinweis: Bei Angabe von zwei Kontoinhabern wird das Konto als "Oder"-Konto geführt. Jeder Einzelne der Genannten ist berechtigt, allein über das Konto zu verfügen. Es 

gelten die Sonderbedingungen für Gemeinschaftskonten.

Telefonnummer

Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten gemäß Geldwäschegesetz:

Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) der Greensill Bank AG, die Sonderbedingungen für das USD-Termingeld sowie die Allgemeinen 

Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz.

Die persönliche Kontonummer teilen wir Ihnen nach erfolgter Zahlung mit.

Information für Ihre Hausbank: Verrechnungsweg über die DZ Bank AG BIC: GENODEFF

FamilienstandGeburtsort

Beruf / Branche

Telefonnummer E-Mail-Adresse

Anrede

Staatsangehörigkeit

Steuer-Identifikationsnummer

E-Mail-Adresse

Geburtsdatum

Familienstand

Staatsangehörigkeit

Steuer-Identifikationsnummer

Kontoeröffnung US Dollar - Festgeld für Privatkunden

Anrede

Name, Vorname

Straße, Nummer

PLZ, Ort

Ihr einfacher Weg zu mehr Prozenten:
Kontoinhaber 1

              Kontonummer:

Geburtsname Geburtsdatum

Geburtsort

Beruf / Branche

Straße, Nummer

PLZ, Ort

Geburtsname

Die Einzahlung in Höhe von    USD  _________________________________________erfolgt per Überweisung an folgende 

Bankverbindung:             IBAN DE39290202009999900020                 bei der Greensill Bank AG Bremen           (BIC: NFHBDE21XXX).                                                                                                                                                                                          

Name, Vorname

Kontoinhaber 2



Sie haben die Wahl!

Greensill - USD - Festgeld - Laufzeit min. 30 Tage bis max. 12 Monate

Laufzeit:                                  Zinssatz  in % p. a.:

Keine automatische Verlängerung und Rücküberweisung auf das Referenzkonto.

IBAN

Kontoinhaber

BIC Institut

 

Ort, Datum

Soweit der PEP-STATUS nicht institutsintern anderweitig geklärt wird (z.B. durch Geno-SONAR):

Üben oder übten Sie oder ein enges Familienmitglied von Ihnen (direkter Verwandter oder Ehegatte) ein wichtiges öffentliches Amt aus?

             Nein.              Ja, übt(e) das folgende

wichtige Amt

             im Inland         im Ausland in aus.

Interner Vermerk: K1 Datum PostIdent

K2 Datum PostIdent geprüft:

Wir sind gesetzlich verpflichtet, zur Eröffnung von Konten die Identität des/der Kunden zu überprüfen. Bei Kontoeröffnungen auf dem Postweg bedienen wir uns dazu der Hilfe der Deutschen Post 

AG. Bitte lassen Sie mittels beigefügtem PostIdent-Coupon die Identitätsfeststellung bei einem Postamt Ihrer Wahl vornehmen. Erteilte Postvollmachten haben keine Gültigkeit. Die bei der 

Abwicklung erhobenen Daten werden durch die Deutsche Post AG nicht gespeichert.

Unterschrift Kontoinhaber 1 Unterschrift Kontoinhaber 2

Legitimation/Identitätsprüfung

Die Anlagedauer verlängert sich automatisch um dieselbe Laufzeit, sofern die Bank nicht spätestens zwei Bankgeschäftstage vor dem Ende der 

Laufzeit eine abweichende Weisung des Kontoinhabers erhält. Das Guthaben wird mit dem Zinssatz verzinst, der sich am ersten Tag der Laufzeit und 

gegebenfalls am ersten Tag des jeweiligen Verlängerungszeitraums ergibt. Aktuelle Konditionen können unter www.greensill-bank.com abgerufen 

werden.

        Mindesteinlage: USD 20.000,00

USD  - Referenzkonto 



*Bitte Formulare ausgefüllt und unterschrieben an uns zurück!!!

Empfangsbestätigung: 

Hiermit bestätige(n) ich/wir, von den folgenden Unterlagen jeweils ein Exemplar erhalten zu haben:

Kontoeröffnungsantrag*

Informationsbogen für den Einleger*

Selbstauskunft zur steuerlichen Ansässigkeit*

Anlassbezogene Abfrage des Kirchensteuermerkmals*

Datenschutzrechtliche Einwilligung*

Datenschutzhinweise

Allgemeine Geschäftsbedingungen der Bank

Allgemeine Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz

Sonderbedingungen für USD-Termingeldkonten

Beschwerde- und außergerichtliches Streitbeilegungsverfahren

Bei der Angabe von zwei Kontoinhabern:

Sonderbedingungen für Gemeinschaftskonten

Ort, Datum Unterschrift Kontoinhaber 1 Unterschrift Kontoinhaber 2



 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
mit dem folgenden „Informationsbogen für den Einleger“ unterrichten wir Sie gemäß § 23a Abs. 1 Satz 3 des 
Kreditwesengesetzes über die gesetzliche Einlagensicherung. 
 
 
 
 

Informationsbogen für den Einleger  
(gesetzliches Einlagensicherungssystem) 
 
 
Einlagen bei der Greensill Bank AG sind geschützt durch: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 

 

Sicherungsobergrenze: 
 

100.000 Euro pro Einleger pro Kreditinstitut 
 

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut 
haben: 

Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden 
„aufaddiert“ und die Gesamtsumme unterliegt der 
Obergrenze von 100.000 Euro. 

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder mehreren 
anderen Personen haben: 

Die Obergrenze von 100.000 Euro gilt für jeden einzelnen 
Einleger. 

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 
 

7 Arbeitstage  

Währung der Erstattung: 
 

Euro 
 

Kontaktdaten: 
 

Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
Postfach 110448 
10834 Berlin 
Telefon: 030 590011960 
E-Mail: info@edb-banken.de 
 

Weitere Informationen: 
 

www.edb-banken.de 
 

 
 
 
 

Empfangsbestätigung durch den Einleger: 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Bitte beachten Sie die Erläuterungen auf der Rückseite. 

 
 
 

http://www.edb-banken.de/


 
 
 
 
 
Zusätzliche Informationen  
 
Zweistufiges Einlagensicherungssystem 
Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem vertraglichen Einlagen-sicherungssystem 
gedeckt. Im Falle einer Insolvenz Ihres Kreditinstituts werden Ihre Einlagen in jedem Fall bis zu 100.000 Euro erstattet.  
 
Allgemeine Sicherungsobergrenze 
Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, 
so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschädigt. Die betreffende Deckungssumme beträgt maximal 
100.000 Euro pro Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut 
gehaltenen Einlagen addiert werden. Hält ein Einleger beispielsweise 90.000 Euro auf einem Sparkonto und 20.000 Euro auf 
einem Girokonto, so werden ihm lediglich 
100.000 Euro erstattet. 
 
Sicherungsobergrenze für Gemeinschaftskunden 
Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 Euro für jeden Einleger.  
 
Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, 
einer Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei der 
Berechnung der Obergrenze von 100.000 Euro allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzigen Einlegers 
behandelt. 
 
In den Fällen des § 8 Absätze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen über 100.000 Euro hinaus gesichert. 
Weitere Informationen sind erhältlich über www.edb-banken.de. 
 
Erstattung 
Das zuständige Einlagensicherungssystem ist 
 
Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH  
Postfach 110448 
10834 Berlin 
Telefon: 030 590011960 
E-Mail: info@edb-banken.de 
www.edb-banken.de 
 
Das zuständige Einlagensicherungssystem wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000 Euro) spätestens innerhalb von 7 
Arbeitstagen erstatten.  
 
Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Frist nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt 
aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. 
Weitere Informationen sind erhältlich über www.edb-banken.de. 
 
Weitere wichtige Informationen 
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für 
bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website des zuständigen Einlagensicherungs-systems mitgeteilt. 
Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht.  

http://www.edb-banken.de/
http://www.edb-banken.de/
http://www.edb-banken.de/
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Selbstauskunft
zursteuerlichenAnsässigkeitnatürlicherPersonen1

ZurbankinternenBearbeitung

Nr.

Kontoinhaber/Treugeber
(Name,Anschrift,Kontonummer)

Bank

GreensillBankAG
Martinistr.48
28195Bremen

Geburtsdatum

Kundenstammnummer

ZurEinholungderfolgendenSelbstauskunftistdieBankgemäß§117cAOinVerbindungmitderjeweiligenUmsetzungsverordnungverpflichtet:

1PrüfpflichtennachdemAbkommenzwischenderBundesrepublikDeutschlandunddenVereinigtenStaatenvonAmerikazurFörderung
derSteuerehrlichkeitbeiinternationalenSachverhalten:

DerKontoinhaber/TreugeberisteinenatürlichePersonundStaatsangehörigerderVereinigtenStaatenvonAmerika.

åJa åNein

DerKontoinhaber/TreugeberisteinenatürlichePersonundindenVereinigtenStaatenvonAmerikasteuerlichansässig2.

åJa åNein

US-Steuer-Identifikationsnummer(SSN)desKontoinhabers/Treugebers_________.
2PrüfpflichtennachdemOECD-StandardüberdenautomatisiertenAustauschvonInformationenzuFinanzkonten:

DerKontoinhaber/TreugeberistinfolgendenAuslandsstaaten(außerDeutschlandunddenVereinigtenStaatenvonAmerika)steuerlichansässig2:

åJa

Land:

SteueridentifikationsnummerausdiesemLand:

åNein

DieseSelbstauskunftersetztallevorausgegangenenSelbstauskünftedesKontoinhabers/Treugebers.
ÜberwesentlicheÄnderungeninformiertderKontoinhaber/TreugeberdasKreditinstitutbinnen30Tagen.

SofernSieimAuslandsteuerlichansässigsind,sindwirverpflichtet,dienachdemFinanzkonten-InformationsaustauschgesetzermitteltenDatenan
dasBundeszentralamtfürSteuernfürZweckederÜbermittlungandenjeweiligenAnsässigkeitsstaatzuübermitteln.

Ort,Datum UnterschriftdesKontoinhabersbzw.desgesetzlichenVertreters

1ZurSelbstauskunftzursteuerlichenAnsässigkeiteinesRechtsträgersVordruck264610verwenden.
2DiesteuerlicheAnsässigkeitergibtsichausdemnationalenSteuerrecht.InZweifelsfällenwirdempfohlen,dieAngabenzur/zudensteuerlichenAnsässigkeit(en)mitIhremSteuerberaterabzu-
stimmen.
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Auftrag zur anlassbezogenen Abfrage des Kirchensteuermerkmals („KISTAM“)

Zur bankinternen Bearbeitung
Nr.

An

Bank

Greensill Bank AG
Martinistrasse 48
28195 Bremen

Angaben zum Auftraggeber

Name, Vorname, aktuelle Anschrift, Geburtsdatum

Angabe der Steuer-Identifikationsnummer (gemäß § 139a der Abgabenordnung)

å Meine 11-stellige Steuer-Identifikationsnummer lautet:

Ich beauftrage die Bank mit der Abfrage meines Kirchensteuermerkmals beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zum 01.01. des Folgejah-
res. Sofern im laufenden Jahr noch keine Ertragsgutschrift erfolgt ist, gilt der Auftrag ab sofort.

Die nachfolgenden Hinweise zur Kirchensteuer auf private Kapitalerträge habe ich zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum Unterschrift Kunde
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Allgemeine Hinweise zum Kirchensteuerverfahren

Ab 01.01.2015 sind die Banken gesetzlich verpflichtet, die auch bisher fällige Kirchensteuer auf die Abgeltungsteuer automatisch an das Finanzamt 
abzuführen. Liegt ein ausreichender Freistellungsauftrag oder eine NV-Bescheinigung vor, wird keine Kirchensteuer abgeführt.

Das betrifft Sie nur, wenn Sie Mitglied einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft sind. Ansonsten besteht kein Handlungsbedarf.

Um den Kirchensteuerabzug vornehmen zu können, müssen wir beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) abfragen, ob Sie einer Religionsgemein-
schaft angehören. Dies erfolgt jährlich zwischen dem 01. September und 31. Oktober („Regelabfrage“). Die Auskunft erhalten wir verschlüsselt in Form 
eines Kirchensteuerabzugsmerkmals (KiStAM), sodass der Datenschutz gewahrt ist.

Ihr Vorteil: Ihre Kirchensteuerpflicht auf Kapitalerträge ist abgegolten. Weitere Angaben in der Steuererklärung entfallen.

Wozu dient die Anlassabfrage?

Die Anlassabfrage ergänzt die jährliche Regelabfrage. Das Ergebnis der Regelabfrage wird beim Steuereinbehalt des Folgejahres berücksichtigt. 
Damit für Sie bereits im laufenden Jahr der Kirchensteuereinbehalt sichergestellt werden kann, ist eine sofortige Abfrage möglich. Bitte beachten 
Sie: Wenn für Sie im laufenden Jahr bereits Kapitalerträge gutgeschrieben wurden, erfolgt die Abfrage stets mit Wirkung für das Folgejahr.

Widerspruchsrecht gegenüber dem BZSt

Wenn Sie nicht möchten, dass das BZSt Ihre Daten übermittelt, können Sie der Datenweitergabe gegenüber dem BZSt widersprechen. Der Wider-
spruch muss spätestens zwei Monate vor der KiStAM-Abfrage beim BZSt eingelegt werden (im Fall der Regelabfrage daher bis spätestens 30.06.). 
Ein einmal eingelegter Widerspruch gilt bis zu seinem Widerruf. Das BZSt meldet Ihren Widerspruch dem Finanzamt, das Sie dann zur Abgabe einer 
Steuererklärung bzgl. der Kirchensteuer auffordern wird.

Ihren Widerspruch richten Sie bitte direkt an das BZSt, An der Küppe 1, 53225 Bonn, Telefon 0228 406-1240. Das entsprechende Formular finden Sie 
unter www.formulare-bfinv.de unter dem Stichwort „Kirchensteuer“.

Rechtsgrundlagen für dieses Verfahren: § 51a Abs. 2c, 2e Einkommensteuergesetz; Kirchensteuergesetze der Länder.



Unser Umgang mit Ihren Daten und Ihre Rechte 
– Informationen nach Artikeln 13, 14 und 21 der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) –

Liebe Kundin,
lieber Kunde,

nachfolgend informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen
Regelungen zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach den beantragten bzw. vereinbarten
Dienstleistungen.

1 Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden?
Verantwortliche Stelle ist:

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter: 

2 Welche Quellen und Daten nutzen wir?
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung von Ihnen erhalten. Zudem verarbeiten wir – soweit für
die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – personenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Genossenschaftlichen
FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken oder von sonstigen Dritten (z. B. der SCHUFA) zulässigerweise (z. B. zur Ausführung von Aufträgen,
zur Erfüllung von Verträgen oder aufgrund einer von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen verarbeiten wir personenbezo-
gene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und Vereinsregister, Presse, Medien)
zulässigerweise gewonnen haben und verarbeiten dürfen.

Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und Staatsangehörigkeit),
Legitimationsdaten (z. B. Ausweisdaten) und Authentifikationsdaten (z. B. Unterschriftprobe). Darüber hinaus können dies auch Auftragsdaten
(z. B. Zahlungsauftrag, Wertpapierauftrag), Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z. B. Umsatzdaten im Zahlungsverkehr,
Kreditrahmen, Produktdaten [z. B. Einlagen-, Kredit- und Depotgeschäft]), Informationen über Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitätsdaten, Scoring-/
Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten), Werbe- und Vertriebsdaten (inklusive Werbescores), Dokumentationsdaten (z. B. Bera tungs proto -
koll), Registerdaten, Daten über Ihre Nutzung von unseren angebotenen Telemedien (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder
Newsletter, angeklickte Seiten von uns bzw. Einträge) sowie andere mit den genannten Kategorien vergleichbare Daten sein.

3 Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und
dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG):

3.1 Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1b DS-GVO)
Die Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 4 Nr. 2 DS-GVO) erfolgt zur Erbringung und Vermittlung von Bankgeschäften, Finanzdienst -
leistungen sowie Versicherungs- und Immobiliengeschäften, insbesondere zur Durchführung unserer Verträge oder vorvertraglicher Maßnahmen
mit Ihnen und der Ausführung Ihrer Aufträge, sowie aller mit dem Betrieb und der Verwaltung eines Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituts
erforderlichen Tätigkeiten.

Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach dem konkreten Produkt (z. B. Konto, Kredit, Bausparen, Wertpapiere, Einlagen,
Vermittlung, Online-Banking) und können unter anderem Bedarfsanalysen, Beratung, Vermögensverwaltung und -betreuung sowie die Durch -
führung von Transaktionen umfassen. 

Die weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbeitung können Sie den jeweiligen Vertragsunterlagen und Geschäftsbedingungen entnehmen.

3.2 Im Rahmen der Interessenabwägung (Art. 6 Abs. 1f DS-GVO)
Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrags hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder
Dritten wie beispielsweise in den folgenden Fällen:
• Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. SCHUFA) zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken und des Bedarfs beim

Pfändungsschutzkonto oder Basiskonto;
• Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und direkter Kundenansprache;
• Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit sie der Nutzung Ihrer Daten nicht widersprochen haben;
• Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten;
• Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank;
• Verhinderung und Aufklärung von Straftaten;
• Videoüberwachungen dienen der Sammlung von Beweismitteln bei Straftaten oder zum Nachweis von Verfügungen und Einzahlungen z. B. an

Geldautomaten. Sie dienen damit dem Schutz von Kundschaft und Mitarbeitern sowie der Wahrnehmung des Hausrechts;

Datenschutzhinweise
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Nr.



• Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z. B. Zutrittskontrollen);
• Maßnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts;
• Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten.

3.3 Aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1a DS-GVO)
Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten im Verbund/
Konzern, Auswertung von Zahlungsverkehrsdaten für Marketingzwecke) erteilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer
Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen,
die – wie beispielsweise die SCHUFA-Klausel – vor der Geltung der DS-GVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind.

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht betroffen.

3.4 Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1c DS-GVO) oder im öffentlichen Interesse (Art. 6 Abs. 1e DS-GVO)
Zudem unterliegen wir als Bank diversen rechtlichen Verpflichtungen, das heißt gesetzlichen Anforderungen (z. B. Kreditwesengesetz, Geldwäsche -
gesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (z. B. der Europäischen Zentralbank, der Europäischen
Bankenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu den Zwecken der Verarbeitung gehören
unter anderem die Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, die Erfüllung steuerrecht-
licher Kontroll- und Meldepflichten sowie die Bewertung und Steuerung von Risiken.

4 Wer bekommt meine Daten? 
Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten brau-
chen. Auch von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) können zu diesen genannten Zwecken Daten erhalten. Dies sind Unter -
nehmen in den Kategorien kreditwirtschaftliche Leistungen, IT-Dienstleistungen, Logistik, Druckdienstleistungen, Telekommunikation, Inkasso, Be -
ratung und Consulting sowie Vertrieb und Marketing.

Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb der Bank ist zunächst zu beachten, dass wir nach den zwischen Ihnen und uns ver-
einbarten Allgemeinen Geschäftsbedingungen zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, von
denen wir Kenntnis erlangen (Bankgeheimnis). Informationen über Sie dürfen wir nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebie-
ten, Sie eingewilligt haben oder wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbe-
zogener Daten z. B. sein:

• Öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bundesbank, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Europäische Banken auf sichts -
behörde, Europäische Zentralbank, Finanzbehörden) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder behördlichen Verpflichtung.

• Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleichbare Einrichtungen, an die wir zur Durchführung der Geschäftsbeziehung mit
Ihnen personenbezogene Daten übermitteln (je nach Vertrag: z. B. Unternehmen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raif f -
eisen banken, Korrespondenzbanken, Depotbanken, Börsen, Auskunfteien).

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie uns Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt bzw. für die Sie uns vom
Bankgeheimnis gemäß Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben.

5 Wie lange werden meine Daten gespeichert?
Soweit erforderlich, verarbeiten und speichern wir Ihre personenbezogenen Daten für die Dauer unserer Geschäftsbeziehung, was beispielsweise
auch die Anbahnung und die Abwicklung eines Vertrags umfasst. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschäftsbeziehung ein Dauerschuld ver hältnis
ist, welches auf Jahre angelegt ist.

Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten, die sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch
(HGB), der Abgabenordnung (AO), dem Kreditwesengesetz (KWG), dem Geldwäschegesetz (GwG) und dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG)
ergeben. Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre.

Schließlich beurteilt sich die Speicherdauer auch nach den gesetzlichen Verjährungsfristen, die zum Beispiel nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) in der Regel drei Jahre, in gewissen Fällen aber auch bis zu dreißig Jahre betragen können.

6 Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt?
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums – EWR) findet nur statt, soweit dies zur Ausführung
Ihrer Aufträge (z. B. Zahlungs- und Wertpapieraufträge) erforderlich, gesetzlich vorgeschrieben ist oder Sie uns Ihre Einwilligung erteilt haben. Über
Einzelheiten werden wir Sie, sofern gesetzlich vorgegeben, gesondert informieren. 
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7 Welche Datenschutzrechte habe ich?
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf
Löschung nach Art. 17 DS-GVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO sowie das Recht auf Daten über tragbarkeit
aus Art. 20 DS-GVO. Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darüber hinaus besteht
ein Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO i. V. m. § 19 BDSG). 

8 Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 
Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie nur diejenigen personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Begründung, Durchführung
und Beendigung einer Geschäftsbeziehung erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir
in der Regel den Abschluss des Vertrags oder die Ausführung des Auftrags ablehnen müssen oder einen bestehenden Vertrag nicht mehr durch-
führen können und ggf. beenden müssen.

Insbesondere sind wir nach den geldwäscherechtlichen Vorschriften verpflichtet, Sie vor der Begründung der Geschäftsbeziehung beispielsweise
anhand Ihres Personalausweises zu identifizieren und dabei Ihren Namen, Geburtsort, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit sowie Ihre Wohnanschrift
zu erheben. Damit wir dieser gesetzlichen Verpflichtung nachkommen können, haben Sie uns nach dem Geldwäschegesetz die notwendigen
Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und sich im Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen unverzüglich anzuzei-
gen. Sollten Sie uns die notwendigen Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von Ihnen gewünschte Geschäfts -
beziehung nicht aufnehmen.

9 Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall?
Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Art. 22
DS-GVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, werden wir Sie hierüber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich vorgegeben ist.

10 Inwieweit werden meine Daten für die Profilbildung (Scoring) genutzt?
Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten automatisiert mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Wir setzen Profiling bei-
spielsweise in folgenden Fällen ein:

• Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben sind wir zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und vermögensge-
fährdenden Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen die-
nen zugleich auch Ihrem Schutz.

• Um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten zu können, setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese ermöglichen eine
bedarfsgerechte Kommunikation und Werbung einschließlich Markt- und Meinungsforschung. 

• Im Rahmen der Beurteilung Ihrer Kreditwürdigkeit nutzen wir das Scoring. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, mit der ein Kunde sei-
nen Zahlungsverpflichtungen vertragsgemäß nachkommen wird. In die Berechnung können beispielsweise Einkommensverhältnisse, Ausgaben,
bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, Beschäftigungsdauer, Erfahrungen aus der bisherigen Geschäftsbeziehung, vertragsgemäße
Rückzahlung früherer Kredite sowie Informationen von Kreditauskunfteien einfließen. Das Scoring beruht auf einem mathematisch-statistisch
anerkannten und bewährten Verfahren. Die errechneten Scorewerte unterstützen uns bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Produkt -
abschlüssen und gehen in das laufende Risikomanagement mit ein.

Information über Ihr Widerspruchsrecht
nach Art. 21 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)

1. Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender per-
sonenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1e DS-GVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Art. 6 Abs. 1f DS-GVO
(Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese
Bestimmung gestütztes Profiling im Sinne von Art. 4 Nr. 4 DS-GVO, das wir zur Bonitätsbewertung oder für Werbezwecke einsetzen. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutz -
wür di ge Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der
Geltend machung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

2. In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direktwerbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch
gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das
Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke
verarbeiten.

Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte möglichst gerichtet werden an:

192 350 1.18   Seite 3 



1923705I 06.18 Seite1von2 AusfertigungfürdieBank

DatenschutzrechtlicheEinwilligung
ZurbankinternenBearbeitung

Nr.

IBAN Kunden-Nr.

Kunde Bank

Wirarbeitenpermanentdaran,unserInformations-undServiceangebotzuverbessernundfürSiesowohlkundenfreundlichalsauchindividuellzu
gestalten.VerschiedeneLebensphasenund-umständeführenzuunterschiedlichenBedürfnissen,WünschenundHerausforderungen.Umsicherzu-
stellen,dassSienurInformationen,EmpfehlungenundAngebotezusolchenProduktenundsonstigenDienstleistungen(wiebspw.Veranstaltungen)
erhalten,dieSieauchwirklichinteressieren,möchtenwirunsereLeistungenzielgerichtetaufIhrenBedarfanpassen.

ImFolgendenerläuternwirIhnen,wie,inwelchemUmfangundzuwelchemZweckwirIhreDatenverarbeitenmöchtenundbittenSie,unsdazuIhre
Einwilligungzuerteilen:

WelcheDatenverarbeitenwir?

WirverarbeitenDaten,diewirausunsererGeschäftsbeziehungundZusammenarbeitmitIhnengewonnenhaben.Dazugehören:

1.Stamm-undKontaktdaten,wiezB.Name,Anschrift,Geburtsdatum,Geschlecht,Familienstand,. Personenbeziehungen,AngabenzuKindernwie
derenAnzahloderGeburtsdatum,IhreE-Mail-AdresseoderTelefonnummer;

2.DatenzurErwerbstätigkeit,wiezB.Beruf,Branche,. AngabenzurSelbstständigkeitoderBeschäftigung,AngabenzumArbeitgeber;
3.DatenzulaufendenKonten,Depots,Debit-undKreditkarten,wiezB.Produktart,. Kartennummern,Zinssatz,Limit,Saldo,Umsatz-sowieWert-
papiertransaktionsdaten;

4.Zahlungsverkehrsdaten,wiezB.. AngabenzuZahlungsempfängernundZahlernsowieAngabenausVerwendungszwecken;
5.DatenzuTermingeldernundEinlagen,wiezB.Produktart,Betrag,Sparrate,Zinssatz,Laufzeit;
6.DatenzuKredit-oderLeasingverträgen,wiezB.Produktart,Darlehenshöhebzw.Anfangswert,Zinssatz,Tilgung,Laufzeit,Saldo,geleisteteRaten;
7.DatenausvonunsfürSievermitteltenVerträgen,wiezB.

.
.

. AngabenzuDepots,Versicherungen,BausparverträgenundsonstigenFinanzdienst-
undVersicherungsleistungen;

8.Daten,diewirimRahmenunseresBeratungs-undServiceangebotsonlineoderimdirektenGesprächgewonnenhaben,wiezB.. Ihremitgeteilten
ZieleundWünsche,IhreRisikotoleranz,IhreProduktkenntnisseund-erfahrungensowieAngabenzuIhrenfinanziellenVerhältnissen,wi .ezB.
Einnahmen,AusgabensowieweitereVermögenswertewieSachwerte,Immobilienvermögen,Beteiligungeneinschließlichdenauchbeianderen
FinanzanbieternbestehendenKonten,DepotsundweiterenFinanzdienstleistungs-undVersicherungs-undsonstigenVerträgen;

9.Daten,diewirimRahmenderKundenbeziehungselbsterstellthaben.HierzuzählenzB.. AngabenausBeratungsdokumentationen(wieetwa
internenProtokollen,Kundenausdrucken,Geeignetheitserklärungen)oderInformationen,diewirdurcheigenePunktebewertungsverfahrenge-
winnen(zB.. sogenannteMarketingScores).BeibestimmtenProdukten,wiezB.Krediten,. beziehenwirauchsogenannteBonitätsdatenmitein;

10.Daten,diewirbeiIhrerNutzungunseresOnline-Angebots(wiezB.Webseiten,. Online-BankingundApps)verarbeiten.HierzuzählenzB.. Informa-
tionenüberdenvonIhnengewähltenZugangsweg/Kommunikationskanal(wieetwaIP-Adresse,ArtdesEmpfangsgeräts),DatumundUhrzeit
derNutzung,InformationenzuIhrerServicehistoriesowieInformationenzudenvonIhnenaufgerufenenOnlineprodukten.

FernerverarbeitenwirauchDaten,diewirüberDritteerhobenhaben.Dazugehören:

1.Daten,dieunszulässigerweisevonunserenFinanzpartnernoderunserenweiterenKooperationspartnernübermitteltwordensind.Dazukönnen
z.B.InformationenzuIhrendortigenVerträgen,wieVersicherungen,Bausparverträgen,Depots,aberauchAngabenzuBeratungswünschen
sowiezuIhrenpersönlichenundfinanziellenVerhältnissengehören.EinesolcheÜbermittlungfindetstatt,wennSiebeieinemProduktabschlussin
dieDatenübermittlungeingewilligthabenoderaberdasvonIhnengewünschteoderabgeschlosseneProdukteinesolcheÜbermittlungerfor-
derlichmacht;

2.öffentlichzugänglicheDaten.HierzukönnenDatenausderKonsumforschungsowieDatenausöffentlichzugänglichenVerzeichnissenundöf-
fentlichzugänglichenEinträgenvonOnlinediensten(zB.. Twitter)gehören.

WieundzuwelchemZweckverarbeitenwirIhreDaten?

WirverarbeitenIhreDaten,umIhnenindividualisierteInformationen,EmpfehlungenundAngebotezuProduktenundunserensonstigenDienstleis-
tungen(wiebspw.Veranstaltungen)zukommenlassenzukönnen.
HierzuspeichernwirdiegenanntenDaten,wertendieseausundführendiesezuIhremindividuellenKundenprofilzusammen.ImRahmenderAus-
wertungverwendenwirverschiedeneAlgorithmenundstatistischeVerfahren,umzuermitteln,welcheunsererProdukteundAngebote(zB.. Ver-
anstaltungen)zuIhnenpassenundIhrenInteressenentsprechen.DabeibeziehenwirzB.. DatenzurMarktentwicklungmiteinundberücksichtigen
auch,welchenBedarfanProduktenundFinanzdienstleistungentypischerweisemitIhnenvergleichbareKundengruppenhaben(sogenannte
Peer-Group-Vergleiche).
SchließlichnutzenwirIhreDatenzurEntwicklungneuerVerfahrenundAnalysemodell.eSoweitmöglich,verarbeitenwirIhreDatendabeianonymi-
siert.
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AufwelchemWegerhaltenSievonunsWerbung?

Siebestimmen,obundwieSieInformationenzuunserenProduktenundDienstleistungenerhaltenwollen.TelefonischeInformationen,Newsletter,
persönlicheE-Mails,SMSodersonstigeelektronischeKommunikationerhaltenSienur,wennSiedemineinerseparatenErklärungzugestimmthaben.
AndernfallsinformierenwirSieausschließlichaufdemPostwegüberunserAngebot.Siekönnenauchdemjederzeitwidersprechen.Nähereszeigen
wirIhnenunterZiff.2unserer„InformationüberIhrWiderspruchsrecht“.

AnwengebenwirIhreDatenweiter?

WirleitenIhreDatennurdannzuZweckenderInformationüberProdukteundAngebote(wiezB.. Veranstaltungen)einschließlichderBeratungund
BetreuunganunsereFinanzpartneroderunsereweiterenKooperationspartnerweiter,wennSiedemineinerseparatenErklärungzugestimmthaben
oderimEinzelfalleinegesetzlicheGrundlagehierfürbesteht.AnsonstenerfolgteineWeitergabeanDrittenicht.DasBankgeheimnisunddieVer-
traulichkeitIhrerDatenbleibenstetsgewahrt.

WaskönnenSietun,wennSiedasnichtmöchten?

IhreEinwilligungistselbstverständlichfreiwill.igSiekönnendieseEinwilligungauchnachErteilungjederzeitmitWirkungfürdieZukunftwiderrufen.In
diesemFallwerdenwirihreDatennurinsoweitverarbeiten,alsdiesohneEinwilligunggesetzlichzulässigist.WennSiedieEinwilligungnichterteilen
möchten,wirddieskeinerleiAuswirkungenaufdasProduktangebothaben,dasSievonunsinAnspruchnehmenkönnen.

Ja,ichbinmitderVerarbeitungmeinerDatenindemobengenanntenUmfangundzudenobengenanntenZweckeneinverstanden.

Ort,Datum UnterschriftdesKunden
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Greensill Bank AG

Allgemeine Geschäftsbedingungen
Fassung: September 2020

Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e. V. und der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
angeschlossen.

Grundregeln für die Beziehung zwischen 
Kunde und Bank
1 Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts-
bedingungen und der Sonderbedingungen für ein-
zelne Geschäftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte 
Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen 
Geschäftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Daneben 
gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für das Wertpa-
piergeschäft, den Zahlungsverkehr und für den Sparverkehr) Sonderbe-
dingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung 
oder bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhält 
der Kunde auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäftsstel-
len, sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschäftsbedin-
gungen) auch die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.
(2) Änderungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der 
Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-
Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden. Der Kunde kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie ableh-
nen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ableh-
nung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird 
ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Kunden Änderungen von Bedingungen zu Zahlungsdiens-
ten (zum Beispiel Überweisungsbedingungen) angeboten, kann er den 
von der Änderung betroffenen Zahlungsdiensterahmenvertrag vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn 
die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
2 Bankgeheimnis und Bankauskunft
(1) Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsa-
chen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bank-
geheimnis). Informationen über den Kunden darf die Bank nur weiter-
geben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde 
eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt 
ist.
(2) Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und 
Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine 
Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige Angaben über 
Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank anvertraute 
Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruch-
nahmen werden nicht gemacht.
(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister 
eingetragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die 
Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch 
keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden 
vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über 
Privatkunden und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn diese 
generell oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt haben. Eine 
Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes 
Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des 
Kunden der Auskunftserteilung entgegenstehen.
(4) Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen 
Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden
(1) Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes 
Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für 

einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas 
Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in 
Nummer 11 dieser Geschäftsbedingungen aufgeführten Mitwirkungs-
pflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank 
und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form 
ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledi-
gung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im 
eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). 
Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bankauskünften bei 
anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung und Verwaltung von 
Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung 
der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.
(3) Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, 
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu 
vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrs-
störung, Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4 Entfällt.
5 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank 
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtli-
che Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine 
Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen 
Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungs-
niederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder 
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn 
verfügen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn 
leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort 
Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des 
Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge 
Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.
6 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-
männischen und öffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt 
deutsches Recht.
(2) Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung 
dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank 
diesen Kunden an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Ge-
richt oder bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen; dasselbe 
gilt für eine juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-
rechtliche Sondervermögen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden 
nur an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt 
werden.
(3) Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland 
eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für ausländi-
sche Institutionen, die mit inländischen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen vergleichbar sind.

Kontoführung
7 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten (Kon-
ten in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen 
Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstande-
nen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen und Entgelte 
der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der 
Verrechnung ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschäftsbedingungen 
oder nach der mit dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung 
Zinsen berechnen.
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(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs 
Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen 
in Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der Sechs-
Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als 
Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rech-
nungsabschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach 
Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss 
dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm 
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.
8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank
(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen 
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rech-
nungsabschluss durch eine Belastungsbuchung rückgängig machen, 
soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stor-
nobuchung). Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbu-
chung nicht einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt 
hat.
(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsab-
schluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden 
zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berichti-
gungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung Ein-
wendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.
(3) Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden 
unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich 
der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhaf-
te Buchung durchgeführt wurde.
9 Einzugsaufträge
(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon 
vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer 
Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar 
sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem 
Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel 
Zinsscheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so 
steht diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der 
Vorbehalt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen 
Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder 
Lastschriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem 
Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgän-
gig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rech-
nungsabschluss erteilt wurde.
(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter 
Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag1 – bei Lastschriften im 
SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spätestens am dritten Bankar-
beitstag1 – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks 
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind 
auch schon dann eingelöst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmel-
dung absendet. Schecks, die über die Abrechnungsstelle der Bundes-
bank vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von 
der Bundesbank festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.
10 Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremd-
währungskonten

(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den 
Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos 
abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremdwährungskonten 
(zum Beispiel durch Überweisungen zulasten des Fremdwährungsgut-
habens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der 
Währung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des 
eigenen Hauses ausführt.
(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel ein 
Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags 
in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährungsverbindlich-
keit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung 
erfüllen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.
(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer 
Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so 
lange ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf die das Fremdwäh-
rungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch beding-
ter Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder 
nur eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese 
Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer 

Erfüllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in 
einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung 
von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung 
einer Verfügung zulasten eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen 
nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollständig im eigenen Haus ausfüh-
ren kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige 
Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt 
von den vorstehenden Regelungen unberührt.
(4) Wechselkurs
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften 
ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungs-
diensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11 Mitwirkungspflichten des Kunden
(1) Mitteilungen von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner 
Anschrift sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der 
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
züglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die 
Vertretungsmacht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das Han-
delsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in 
dieses Register eingetragen wird. Darüber hinaus können sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geld-
wäschegesetz, ergeben.
(2) Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu 
Verzögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen 
auf die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere 
der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2 und BIC3, sowie der 
Währung zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen 
von Aufträgen müssen als solche gekennzeichnet sein.
(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines 
Auftrags

Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für 
nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig er-
teilten Aufträgen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.
(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und 
Erträgnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Aus-
führung von Aufträgen sowie Informationen über erwartete Zahlungen 
und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit un-
verzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu 
erheben.
(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht 
zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, 
deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Konto-
auszüge nach der Ausführung von Aufträgen des Kunden oder über 
Zahlungen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen
12 Zinsen, Entgelte und Auslagen
(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundengeschäft übli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem „Preisaushang – Regel-
sätze im standardisierten Privatkundengeschäft” und ergänzend aus 
dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort auf-
geführten Kredit oder eine dort aufgeführte Hauptleistung in Anspruch 
nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, 
gelten die zu diesem Zeitpunkt im „Preisaushang” oder „Preis- und 
Leistungsverzeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinba-
rung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung 
hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank 
mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen, auch wenn sie im „Preis-
aushang“ oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. Für 
die Vergütung der darin nicht aufgeführten Hauptleistungen, die im 
Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht 
werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Ver-
gütung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung 
getroffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften.
(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkundengeschäfts
Außerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, sofern keine 
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen 
dem nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach 
billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).
(3) Nicht entgeltfähige Leistung
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder 
aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im 
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es 
sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.
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(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz 
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. 
Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer 
Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die 
davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach 
der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. 
Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte 
Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwick-
lung eine angemessene Frist einräumen.
(5) Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Hauptleistungen, die vom Kunden im 
Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch 
genommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotführung), werden 
dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der 
Kunde kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie ablehnen. Die Zustim-
mung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung 
angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in 
ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden die Ände-
rungen angeboten, kann er den von der Änderung betroffenen Vertrag 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun-
gen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht 
wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. Kündigt der 
Kunde, wird das geänderte Entgelt für die gekündigte Geschäftsbezie-
hung nicht zugrunde gelegt.
(6) Auslagen
Die Aufwendungsersatzansprüche der Bank richten sich nach den ge-
setzlichen Vorschriften.
(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zah-
lungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit 
Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten 
(Entgelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen 
und Sonderbedingungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen 
Vorschriften. Die Änderung von Entgelten von Zahlungsdiensterahmen-
verträgen (zum Beispiel Girovertrag) richtet sich nach Absatz 5.

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank ge-
gen den Kunden
13 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar 
auch dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Beispiel Aufwen-
dungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für den 
Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der 
Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der 
Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein 
Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick 
auf die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab 
ihrer Fälligkeit.
(2) Veränderungen des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden 
zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
stärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine 
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Umstände 
eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der 
Ansprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere 
der Fall sein, wenn
– sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verän-
dert haben oder sich zu verändern drohen oder

– sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben 
oder zu verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich 
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen 
benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensverträ-
gen besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben 
sind. Übersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der 
Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung auch dann, wenn in einem 
vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag 
oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein-
Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder 
keine abschließende Angabe über Sicherheiten enthalten ist.

(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine 
angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht 
zur fristlosen Kündigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschäftsbe-
dingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung 
zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht 
nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1) Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfand-
recht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inlän-
dische Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt 
hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an 
den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (zum Bei-
spiel Kontoguthaben).
(2) Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und 
bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- und 
ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegenüber der Bank 
eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank 
übernommen (zum Beispiel als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus 
der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
(3) Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfü-
gungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten Zweck ver-
wendet werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlösung eines 
Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte. 
Dasselbe gilt für die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte, 
für Ansprüche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie für die Wertpapiere, die die Bank im Ausland für den 
Kunden verwahrt.
(4) Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht 
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- 
und Gewinnanteilscheine zu verlangen.
15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskon-
tierten Wechseln

(1) Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und 
Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskon-
tierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs 
uneingeschränktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem 
Konto zurück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.
(2) Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch 
die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungs-
übergang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug 
eingereicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmännische Handels-
papiere).
(3) Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr 
Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, 
erstrecken sich die Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung 
nicht auf diese Papiere.
(4) Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung 
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die 
infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Einzugspapiere oder diskon-
tierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die 
Bank eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den Papieren 
und der auf sie übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls 
ihr im Zeitpunkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen 
den Kunden zustehen und sie ihn über den Gegenwert der Papiere vor 
deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.
16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freiga-
beverpflichtung

(1) Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller 
Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.
(2) Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht 
nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden 
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die 
Deckungsgrenze übersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl frei-
zugebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und 
eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des 
Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen 
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ist die Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem 
Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf 
von Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).
(3) Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als 
der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine 
andere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind 
diese maßgeblich.
17 Verwertung von Sicherheiten
(1) Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. 
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden 
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten 
Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen.
(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die 
Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den 
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung
18 Kündigungsrechte des Kunden
(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die weder 
eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart 
ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.
(2) Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann 
ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der 
es dem Kunden, auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange 
der Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.
(3) Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.
19 Kündigungsrechte der Bank
(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abwei-
chende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung 
einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum Beispiel den 
Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei 
der Bemessung der Kündigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten 
Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Für die Kündigung eines 
Zahlungsdiensterahmenvertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder 
Kartenvertrag) und eines Depots beträgt die Kündigungsfrist mindes-
tens zwei Monate.
(2) Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jeder-
zeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird bei 
der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die berechtigten Belange 
des Kunden Rücksicht nehmen.
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündi-
gung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur 
nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist

Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder 
einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lässt. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
– wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhält-
nisse gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank über eine Kre-
ditgewährung oder über andere mit Risiken für die Bank verbunde-
nen Geschäfte (zum Beispiel Aushändigung einer Zahlungskarte) von 
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeitsprüfung relevante Infor-
mationen wissentlich vorenthalten oder diese gefälscht hat und dies 
zu einem Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder

– wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse 
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die 
Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der Bank – auch 
unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet 
ist oder

– wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstär-
kung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschäfts-
bedingungen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht in-
nerhalb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, 
ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe 

bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung 
zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls 
(§ 323 Abs. 2 und 3 BGB) entbehrlich.
(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündi-
gung wegen Verzugs mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehens-
vertrags vorsieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen 
kündigen.
(5) Kündigung von Basiskontoverträgen
Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertragli-
chen Vereinbarungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Bestim-
mungen kündigen.
(6) Abwicklung nach einer Kündigung
Im Fall einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem 
Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines 
Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige 
Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei der Kündigung des Scheck-
vertrags die Rückgabe der Scheckvordrucke).

Schutz der Einlagen
20 Einlagensicherungsfonds
(1) Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes 
deutscher Banken e. V. angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds 
sichert gemäß seinem Statut – vorbehaltlich der darin vorgesehenen 
Ausnahmen – Einlagen, d. h. Guthaben, die sich im Rahmen von Bankge-
schäften aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus 
Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden Bedingungen 
von der Bank zurückzuzahlen sind. Nicht gesichert werden unter 
anderem die zu den Eigenmitteln der Bank zählenden Einlagen, Verbind-
lichkeiten aus Inhaber- und Orderschuldverschreibungen sowie Einlagen 
von Kreditinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013, Finanzinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, Wertpapierfirmen im Sinne des Art. 4 
Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG und Gebietskörperschaften.
Einlagen von anderen Gläubigern als natürlichen Personen und rechtsfä-
higen Stiftungen werden nur geschützt, wenn
(i) es sich bei der Einlage um keine Verbindlichkeit aus einer Namens-
schuldverschreibung oder einem Schuldscheindarlehen handelt und
(ii) die Laufzeit der Einlage nicht mehr als 18 Monate beträgt. Auf 
Einlagen, die bereits vor dem 1. Januar 2020 bestanden haben, findet 
die Laufzeitbeschränkung keine Anwendung. Nach dem 31. Dezember 
2019 entfällt der Bestandsschutz nach vorstehendem Satz, sobald die 
betreffende Einlage fällig wird, gekündigt werden kann oder ander-
weitig zurückgefordert werden kann, oder wenn die Einlage im Wege 
einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht.
Verbindlichkeiten der Banken, die bereits vor dem 1. Oktober 2017 
bestanden haben, werden nach Maßgabe und unter den Voraussetzun-
gen der bis zum 1. Oktober 2017 geltenden Regelungen des Statuts des 
Einlagensicherungsfonds gesichert. Nach dem 30. September 2017 ent-
fällt der Bestandsschutz nach dem vorstehenden Satz, sobald die betref-
fende Verbindlichkeit fällig wird, gekündigt oder anderweitig zurück-
gefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer 
Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht.
(2) Sicherungsgrenzen
Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31. Dezember 2019 
20 %, bis zum 31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 
% der für die Einlagensicherung maßgeblichen Eigenmittel der Bank im 
Sinne von Art. 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. Für Einlagen, die 
nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder prolongiert werden, 
gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Einlage, die 
jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenannten Stichtagen. Für 
Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 begründet wurden, gelten die 
alten Sicherungsgrenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum 
nächstmöglichen Kündigungstermin. Diese Sicherungsgrenze wird dem 
Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch 
im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden.
(3) Geltung des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Wegen weiterer Einzelheiten der Sicherung wird auf § 6 des Statuts des 
Einlagensicherungsfonds verwiesen, das auf Verlangen zur Verfügung 
gestellt wird.
(4) Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zah-
lungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die 
Bank in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf 
den Einlagensicherungsfonds über.
(5) Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm 
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl). 

Ende der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
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Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung/Ombudsmannverfahren und zur 
Möglichkeit der Klageerhebung

Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht für den Verbraucher die Möglichkeit, den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. 
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuchs) können auch 
Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung 
von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im Internet unter www.bdb.de abrufbar 
ist. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband deutscher Banken 
e. V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax: 030 1663-3169, E-Mail: ombudsmann@bdb.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die 
Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die 
Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (soge-
nannte OS-Plattform) bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

www.bdb.de
mailto:ombudsmann@bdb.de
https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur au�ergerichtlichen Online-Streitbeilegung (soge-
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Das Kreditinstitut muss bei Verträgen über Finanzdienstleistungen, die unter ausschließlicher Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln wie Brief, Telefax, Telefon oder E-Mail abgeschlossen werden, den Verbraucher vor Abgabe dessen 
Vertragserklärung über das Kreditinstitut, das Produkt und den Fernabsatzvertrag entsprechend den Vorgaben des BGB i.V.m. dem 
EGBGB informieren. Die nachfolgenden Informationen sind auf dem Stand vom August 2020 und gelten bis auf weiteres. Sie stehen 
nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 
 
               
I. Allgemeine Informationen  
Bankanschrift der Greensill Bank AG ist die Martinistraße 48, 28195 Bremen. Gesetzlich vertretungsberechtigt ist der Vorstand  
Herr Markus Nünnerich (Vorstandsvorsitzender), Frau Ann-Christin Rathjen und Herr Ingo Schwartz, Eintrag im Handelsregister des 
Amtsgerichts Bremen, HRB-Nr. 4088, Umsatzsteueridentifikationsnummer DE 174 007 199.  
 
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften. Die 
für die Zulassung von Kreditinstituten zuständige Aufsichtsbehörde ist die Europäische Zentralbank, Sonnemannstr. 22, 60314 
Frankfurt am Main, Deutschland; die für den Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn.  
 
Gemäß Nr. 6 Abs. 1 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt für den Vertragsabschluss und die gesamte Geschäftsverbindung 
zwischen dem Kunden und der Bank deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtstandklausel. Die Bank ist dem 
„Einlagensicherungsfonds des Bundesverbands deutscher Banken“ angeschlossen. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Nr. 20 der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
 
Zur außergerichtlichen Streitschlichtung kann sich der Kunde schriftlich an den „Ombudsmann bei der Kundenbeschwerdestelle beim 
Bundesverband deutscher Banken, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin“ wenden. 
 
II. Informationen zum USD - Festgeld 
Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsbeziehung zwischen Bank und Kunde sind in den „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ 
beschrieben. Diese und ein Auszug der Konditionen können im Internet unter www.greensill-bank.com eingesehen werden. Auf 
Wunsch schickt die Bank Ihnen diese Informationen zu. 
 
 
 

1. Produktart  Festgeld 
2. Währung  US – Dollar 
3. Produktdaten/ 

Produktbeschreibung:  Einmalanlage in US-Dollar, bei der Laufzeit und Verzinsung fest vereinbart sind.  
4. Verzinsung  Die Verzinsung ist garantiert und laufzeitabhängig. 

Der aktuelle Zinssatz wird unter www.greensill-bank.com ausgewiesen. 
Zinsgutschrift: Die Zinsen werden quartalsmäßig gutgeschrieben und sind bei Endfälligkeit des Vertrages 

verfügbar. 
5. Kosten:   Eröffnungs- und Kontoführungskosten der Greensill Bank AG entstehen nicht. 
6. Besteuerung:  Zinserträge unterliegen nach deutschem Recht der Steuer. Ggf. ist die Bank zum Abzug und 

Abführung der Steuer verpflichtet. Zur Klärung steuerlicher Fragen empfehlen wir, sich mit einem 
Steuerberater oder anderen steuerlichen Berater in Verbindung zu setzen.  

7. Sonstiges  Das Angebot richtet sich an Privatpersonen mit ständigem Wohnsitz und US-Dollar-Referenz-                
Konto in Deutschland. 

8. Einlagensicherungsfonds: Festgelder sind durch die gesetzliche Einlagensicherung bis umgerechnet 100.000,00 € pro  
Anleger und pro Kreditinstitut abgesichert. Im Weiteren ist die Greensill Bank AG dem 
Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. angeschlossen.  

9. Bonitätsrisiko  Der Anlagebetrag ist über den Einlagensicherungsfonds deutscher Banken geschützt. 
Die aktuelle Sicherungsgrenze der Bank und weitere Informationen erhalten Sie unter  
www.bankenverband.de. 

 
 
III. Informationen über die Besonderheiten des Fernabsatzvertrages 
Der Vertrag ist zustande gekommen, wenn der Kunde auf das seitens der Bank erklärte Angebot (z.B. per Telefon, postalisch oder 
via Internet) die Annahme dieses Angebots erklärt bzw. die Bank das von dem Kunden erklärte Angebot angenommen hat. Durch 
die im Nachgang vorgenommene Übersendung der Vertragsunterlagen wird der abgeschlossene Vertrag lediglich bestätigt. 
  
 

www.greensill-bank.com
www.greensill-bank.com
www.bankenverband.de
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IV. Datenschutzrechtlicher Hinweis:  
Die Bank verarbeitet und nutzt die von Kunden erhobenen personenbezogenen Daten auch für Zwecke der Werbung oder der Markt- 
oder Meinungsforschung. Sie können jederzeit der Verarbeitung und Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten für Zwecke der 
Werbung sowie der Markt- und Meinungsforschung widersprechen. 
 
 

Widerrufsbelehrung 
 
Widerrufsrecht: Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen 
Erklärung widerrufen.  

Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung auf einem dauerhaften Datenträger, jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht 
vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 246b § 1 Absatz 1 EGBGB. 
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger (z.B. Brief, Telefax, E-Mail) erfolgt.  
 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von 
Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass wir vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung 
der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die 
vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt 
vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für 
Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.“ 
 
Der Widerruf ist zu richten an:  Greensill  Bank AG, Martinistr. 48, 28195 Bremen Fax: 0421/3075-210, E-Mail: info@greensill-
bank.com 
                                                                                                                                                
Ende der Widerrufsbelehrung 
  
 
 
O Bei dem Vertrag handelt es sich um einen Fernabsatzvertrag. Die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben für die 
Vertragsverhandlungen und den Vertragsabschluss im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder 
Dienstleistungssystems ausschließlich Fernkommunikationsmittel verwendet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Datum:     Sachbearbeiter: 

 
Ende der Informationsschrift 
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Sonderbedingungen US-Dollar-Termingeld 

1. Kontoeröffnung 
 

Kontoinhaber können nur natürliche Personen sein, die das 18. Lebensjahr vollendet und 
Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben.  
Gemeinschaftskonten werden nur für bis zu zwei natürlichen Personen eröffnet. Sie 
werden als sogenannte „Oder-Konten“ mit Einzelverfügungsberechtigung geführt. 
Abweichende wirtschaftlich Berechtigte sind nicht zugelassen.  
 
Personen, die die Staatsbürgerschaft der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) oder 
eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung für die USA (Greencard) besitzen bzw. dort 
steuerlich ansässig sind oder anderweitig unter die Regelungen des „Foreign Account Tax 
Compliance Act“ (FATCA) fallen, sind von der Möglichkeit des Vertragsabschlusses 
ausgeschlossen. Sollte ein Kunde im Laufe der Geschäftsbeziehung unter diese 
Regelungen fallen, so hat er dies der Greensill Bank AG (im Folgenden: Bank) 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
Die Einzahlung muss in US-Dollar von einem in Deutschland geführten US-Dollar-
Referenzkonto erfolgen. Die Greensill Bank AG bietet Anlagen mit unterschiedlichen 
Laufzeiten an. Die angebotenen Laufzeiten werden auf www.greensill-bank.com 
ausgewiesen. Die individuelle Laufzeit wählen Sie im Rahmen Ihres jeweiligen 
Anlageauftrages. Verfügungen über das US-Dollar-Termingeld und Erhöhungen 
bestehender Termingelder sind nur in US-Dollar möglich. Diese sind jedoch während des 
Anlagezeitraums ausgeschlossen und nur bei Fälligkeit möglich. 

Sie können bei Erteilung des Auftrages zur US-Dollar-Termingeldanlage wählen, ob eine 
automatische Wiederanlage erfolgen soll. 

Haben Sie eine Prolongation gewählt, erfolgt bei Fälligkeit des Kontos eine Wiederanlage 
des ursprünglichen Anlagebetrages und der bei Fälligkeit gezahlten Zinsen mit der 
gleichen Laufzeit und mit dem dann aktuellen Zinssatz für diese Laufzeit. Die Wahl 
hinsichtlich der Prolongation kann bis zwei Bankarbeitstage vor Fälligkeit geändert werden. 

 

2. Verzinsung 
 

Die Zinsabrechnung erfolgt quartalsweise. Die Zinsen werden Ihrem US-Dollar-Termingeld 
in US-Dollar gutgeschrieben. Der Guthabenzins ist fest und bestimmt sich nach dem zu 
Beginn des Anlagezeitraums geltenden aktuellen Zinssatz der Greensill Bank AG für US-
Dollar-Termingelder mit entsprechender Laufzeit und gilt für den gesamten 
Anlagezeitraum der Kontoanlage bis zu deren Fälligkeit. Der Anlagezeitraum beginnt mit 
Gutschrift des Anlagebetrages auf dem US-Dollar-Termingeldkonto. 

Zinsen werden nach der deutschen Zinsmethode (30/360) berechnet. Dies bedeutet, dass 
jeder volle Monat mit 30 Tagen und das volle Jahr mit 360 Tagen berechnet wird. 

 

 

http://www.greensill-bank.com/
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3. Steuern 
 

Gemäß den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen nimmt die Bank den Abzug der 
Abgeltungssteuer und den Abzug des Solidaritätszuschlages vor. Sofern Sie der 
automatischen Übermittlung Ihres Kirchensteuermerkmales durch das Bundeszentralamt 
für Steuern an die Bank nicht widersprochen haben, behält die Bank auch die auf die 
Abgeltungssteuer entfallende Kirchensteuer ein. Die einbehaltenen Steuern und Abgaben 
führt die Bank ordnungsgemäß an das Finanzamt ab. Der Abzug von Steuern und 
Abgaben erfolgt nicht oder nur teilweise, wenn Sie der Bank einen entsprechenden 
Freistellungsauftrag oder eine Nichtveranlagungsbescheinigung des für Sie zuständigen 
Wohnsitzfinanzamts im Original vorlegen. 

 

Steuern auf Zinserträge für Anlagen in USD werden in Euro abgeführt. Dabei erfolgt die 
Umrechnung der Habenzinsen des Fremdwährungskontos für die Ermittlung von 
KapSt/Soli/ ggf. Kirchensteuer aus steuerrechtlichen Gründen zum Devisenbriefkurs zum 
Zeitpunkt der Abrechnung. 

 

Kunden ohne Wohnsitz und gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland (sog. 
Steuerausländer) unterliegen nach dem deutschen Steuerrecht nur einer beschränkten 
Steuerpflicht. Eine Steuer wird für Steuerausländer von der Bank nicht abgeführt. Es 
obliegt dem Steuerzahler, in seinem Staat die Zinserträge zu versteuern. Zur Klärung 
steuerlicher Fragen empfehlen wir, sich mit einem Steuerberater oder anderen 
steuerlichen Beratern in Verbindung zu setzen. Die Eigenschaft als Steuerausländer muss 
nachgewiesen werden. 

 
 

4. Verfügung und Aufträge 

 

Aufträge können der Bank nur schriftlich erteilt werden. Einzahlung und Verfügung sind 
nur über eines in US-Dollar geführten Referenzkontos in Deutschland möglich.  

Konten können auf Anweisung gesetzlich legitimierter Organe gepfändet werden. Die 
vertragliche Abtretung, Verpfändung oder die sonstige Übertragung von Rechten aus den 
Konten ist jedoch nicht zulässig und wird ausdrücklich ausgeschlossen. 

 

5. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden 
 

 
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank auf die 
Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche Berechtigung in 
geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger 
Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder 
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und  
 

http://www.ecb.europa.eu/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
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insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt 
ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des  
 
Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht 
bekannt geworden ist. Die Bank ist berechtigt, von Erben, die keinen inländischen Wohnsitz 
in Deutschland haben, eine steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung zu fordern. Für 
nicht in deutsch verfasste Dokumente kann die Bank eine beglaubigte Übersetzung in 
deutscher Sprache verlangen. 
 
 

6. Vorzeitige Auflösung 
 
 
Eine vorzeitige Auflösung vor Fälligkeit ist nicht vorgesehen.  

 

7. Gebühren und Entgelte 

 

Eröffnung und Führung der Konten sind kostenlos. Wenn Sie eine im Preis- und 
Leistungsverzeichnis aufgeführte Leistung in Anspruch nehmen, fallen die zu diesem 
Zeitpunkt aktuell angegebenen Entgelte an. Gegebenenfalls anfallende Kosten (z.B. 
Überweisungsgebühren anderer Banken) sowie eigene Kosten (z.B. Telekommunikation, 
Porto) tragen Sie selbst. 

 

8. Bekanntgabe und Wirksamkeit von Änderungen in der Geschäftsbeziehung 

 

Ergänzend zu den Sonderbedingungen für das US-Dollar-Termingeld gelten die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Greensill Bank AG sowie das jeweils gültige 
Preis- und Leistungsverzeichnis.  

 

9. Die Informationen zum Fernabsatz und Widerrufsbelehrung, zum Beschwerde- und 
außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren sowie Datenschutz finden sich auf den 
entsprechenden separaten Dokumenten. 
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Beschwerde- und außergerichtliches Streitbeilegungsverfahren 

 

I. Vorwort 

Die Zufriedenheit unserer Kunden steht an erster Stelle. Es ist uns wichtig, Ihnen die Möglichkeit zu 

geben, Kritik zu äußern. Wir haben daher eine Beschwerdestelle eingerichtet und Maßnahmen zum 

Beschwerdemanagement vorgesehen. Ziel unseres Beschwerdemanagements ist es, die angemes-

sene und zeitnahe Bearbeitung von Kundenbeschwerden sicherzustellen. Eingegangene Beschwer-

den werden ausgewertet, um wiederkehrende Fehler oder Probleme zu beheben. Damit wollen wir 

eine langfristige, auf Zufriedenheit aufbauende Kundenbindung sicherstellen. 

 

II. Unser Beschwerdeverfahren 

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten: 

(1) Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde unmittelbar an die Greensill Bank AG wen-

den. Für die Bearbeitung der Beschwerde benötigen wir die folgenden Angaben: 

− Vollständige Kontaktdaten des Beschwerdeführers (Adresse, Telefonnummer,  

ggf. E-Mail-Adresse) 

− Beschreibung des Sachverhaltes 

− Formulierung des Begehrens bzw. die Angabe, was mit der Beschwerde erreicht werden 

soll (Fehlerbehebung, Verbesserung von Dienstleistungen, Klärung einer Meinungsver-

schiedenheit) 

− Kopien der zum Verständnis des Vorganges notwendigen Unterlagen 

− Sofern sich der Beschwerdeführer namens und im Auftrag einer anderen Person an die 

Greensill Bank AG wendet, eine Vollmacht für die Vertretung dieser Person. 

 

(2) Dieser Ablauf erwartet Sie: 

a. Eingang einer Beschwerde 

b. erste Rückmeldung an Einreicher binnen 10 Arbeitstagen 

c. interne Prüfung des Sachverhaltes 

d. Entscheidung über weitere Vorgehensweise 

e. Mitteilung der Entscheidung 

f. Bei ablehnender Entscheidung Übersendung des Kundenformulars „Beschwerde- 

und außergerichtliches Streitbeilegungsverfahren“ zusammen mit der Mitteilung 

 

Die Beschwerde reichen Sie bitte per Brief, Fax oder E-Mail bei der Bank ein: 

Greensill Bank AG 
Beschwerdemanagement 

Martinistraße 48 
28195 Bremen 

 
Fax: +49 (0) 421 3075 220 

E-Mail: beschwerden@greensill-bank.com 

mailto:beschwerden@greensill-bank.com
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Die Greensill Bank AG ist bemüht, Ihre Beschwerde so schnell wie möglich zu beantworten. 

Nach spätestens 10 Arbeitstagen bekommen Sie eine erste Nachricht. Sollten wir Ihr Anliegen 

bis dahin nicht geklärt haben, nennen wir Ihnen die voraussichtliche Bearbeitungsdauer. Bitte 

beachten Sie, dass komplexe Fragestellungen und Sachverhalte einer gründlichen Recherche 

bedürfen. Wir beantworten Beschwerden in der von Ihnen gewählten Kommunikationsform. 

(3) Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle des 

Bundesverbandes deutscher Banken e.V. (Bankenverband) teil. Für die Beilegung von 

Streitigkeiten mit der Greensill Bank AG besteht für Privatkunden die Möglichkeit, sich an 

den Ombudsmann für die privaten Banken zu wenden.  

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 

675f des BGB), können auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der 

privaten Banken anrufen. 

Näheres regelt die „Verfahrensordnung des Ombudsmanns der privaten Banken“, die im Inter-

net unter https://www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in Textform zum 

Beispiel mittels Brief, Fax oder E-Mail an den  

Bundesverband deutscher Banken 

Ombudsmann der privaten Banken 

Geschäftsstelle 

Postfach 04 03 07 

10062 Berlin 

 

Fax: +49 (0) 30 1663-3169 

 

E-Mail: ombudsmann@bdb.de 

 

 zu richten. 

 

(4) Zudem besteht die Möglichkeit, sich über Verstöße der Bank aus dem Anwendungsbe-

reich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c BGB, Artikel 248 des Einführungsge-

setzes zum BGB, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-

diensteaufsichtsgesetzes) mit einer Beschwerde an die 

 

Schlichtungsstelle bei der  

Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Referat ZR3 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

 

Fax: +49 (0) 228 4108-62299 

 

E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de  

 

zu wenden. 

 

Informationen über die Schlichtung erhalten Sie unter: https://www.bafin.de  

Die Verfahrensordnung ist dort erhältlich. 

 

https://www.bankenverband.de/
mailto:ombudsmann@bdb.de
mailto:schlichtungsstelle@bafin.de
http://www.bafin.de/
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(5) Die Deutsche Bundesbank hat ebenfalls eine Verbraucherschlichtungsstelle eingerichtet. 

Ein Merkblatt und ein Schlichtungsantrag stehen auf der Internetseite https://www.bun-

desbank.de zum Download zur Verfügung.  

Eine Beschwerde ist in Textform, z.B. Brief, Fax oder E-Mail, zu richten an die 

 

Deutsche Bundesbank 

Schlichtungsstelle 

Wilhelm-Epstein-Straße 14 

60341 Frankfurt am Main 

 

Fax: +49 (0) 69 709090-9901 

 

E-Mail: schlichtung@bundesbank.de 

 

 

(6) Die Europäische Kommission hat unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Platt-

form zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) errichtet. 

Die OS-Plattform kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitig-

keit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen. 

 

(7) Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der Einreichung einer zivilrechtlichen Klage. 

                                                                                    

III. Sonstiges 

 

(1) Die Bearbeitung von Beschwerden ist kostenfrei. 

(2) Die vorliegenden Grundsätze werden in regelmäßigen Abständen überprüft. 

https://www.bundesbank.de/
https://www.bundesbank.de/
https://ec.europa.eu/consumers/odr/
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Greensill Bank AG

Sonderbedingungen für Gemeinschaftskonten
1 Einzelverfügungsrecht der Kontoinhaber (Oder-Konto)
1.1 Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt:
– über das jeweilige Guthaben sowie über etwa den Kontoinhabern gemeinsam eingeräumte Kontoüberziehungen auf dem vorstehend angegebe-
nen Konto zu verfügen und darüber hinaus vorübergehende geduldete Überziehungen im banküblichen Rahmen herbeizuführen;
– weitere Gemeinschaftskonten und Gemeinschaftsdepots mit Einzelverfügungsberechtigung für die Kontoinhaber zu den getroffenen Vereinba-
rungen zu eröffnen; die Bank wird die anderen Kontoinhaber hierüber unterrichten;
– Konto-/Depotauszüge, Rechnungsabschlüsse sowie Wertpapieraufstellungen, sonstige Abrechnungen und Anzeigen für die Kontoinhaber entge-
genzunehmen, zu prüfen und anzuerkennen sowie den gesamten das Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel für die Kontoinhaber ver-
bindlich zu unterzeichnen;
– im Fall des Ablebens eines der Kontomitinhaber über das jeweilige Guthaben auch ohne Mitwirkung der Erben zu verfügen; eine Auflösung oder 
Umschreibung wird die Bank nur zulassen, wenn alle überlebenden ursprünglichen Kontomitinhaber dies verlangen (vgl. Nummer 1.5).
1.1.1 Kreditverträge und eingeräumte Kontoüberziehungen
Für den Abschluss und die Änderung von Kreditverträgen und eingeräumten Kontoüberziehungen zulasten der Konten ist die Mitwirkung aller 
Kontoinhaber erforderlich.
1.1.2 Termingeschäfte
Zum Abschluss und zur Durchführung von Termingeschäften zulasten der Gemeinschaftskonten bedarf es einer Vereinbarung mit allen Kontoinha-
bern.
1.1.3 Erteilung und Widerruf von Vollmachten
Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber führt zum Er-
löschen der Vollmacht. Über den Widerruf ist die Bank unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst in Textform zu unterrichten. Vollmachten, die 
ein Kontomitinhaber vor der Eröffnung des Gemeinschaftskontos erteilt hat, gelten nur dann, wenn der andere Kontomitinhaber dem zustimmt.
1.1.4 Kontoauflösung
Eine Auflösung der Gemeinschaftskonten kann nur durch alle Kontoinhaber gemeinschaftlich erfolgen. Eine Ausnahme hiervon besteht im Todesfall 
eines Kontoinhabers (vgl. Nummer 1.5).
1.2 Gesamtschuldnerische Haftung
Für die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfüllung sämtlicher Ansprüche fordern.
1.3 Widerruf der Einzelverfügungsberechtigung
Jeder Kontoinhaber kann die Einzelverfügungsberechtigung eines anderen Kontoinhabers mit Wirkung für die Zukunft der Bank gegenüber – aus 
Beweisgründen möglichst in Textform – widerrufen. In diesem Fall können alle Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich über die Gemeinschafts-
konten verfügen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hierüber unterrichten.
1.4 Kontomitteilungen
Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form übermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausführung 
von Zahlungsverkehrsaufträgen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkündigun-
gen sowie die Ankündigung solcher Maßnahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Jeder Kontoinhaber kann verlangen, dass auch ihm 
künftig alle Kontomitteilungen zusätzlich übermittelt werden.
1.5 Tod eines Kontoinhabers
Nach dem Tod eines Kontomitinhabers bleiben die Befugnisse der anderen Kontoinhaber unverändert bestehen. Jedoch können die überlebenden 
Kontoinhaber ohne Mitwirkung der Erben Gemeinschaftskonten auflösen oder auf ihren Namen umschreiben lassen.
Die Rechte des Verstorbenen werden durch dessen Erben gemeinschaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Widerruf der Einzelverfügungsberechti-
gung steht jedoch jedem einzelnen Miterben zu. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfügung über Gemeinschaftskonten seiner Mitwirkung. Wi-
derrufen mehrere Miterben die Einzelverfügungsberechtigung eines Kontoinhabers, so können sämtliche Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich 
mit den widerrufenden Miterben über die Gemeinschaftskonten verfügen.

2 Gemeinschaftliches Verfügungsrecht (Und-Konto)

2.1 Verfügungsrechte
Die Kontoinhaber sind nur gemeinschaftlich berechtigt:
– über das jeweilige Guthaben zu verfügen oder es auf den Namen eines Kontoinhabers umschreiben zu lassen;
– Verbindlichkeiten zulasten von Gemeinschaftskonten unter gesamtschuldnerischer Haftung der Kontoinhaber einzugehen.
Eine Änderung der Verfügungsberechtigung kann von den Kontoinhabern nur gemeinschaftlich vorgenommen werden.
2.2 Erteilung und Widerruf von Vollmachten
Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber führt zum Erlö-
schen der Vollmacht. Über den Widerruf ist die Bank unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst in Textform zu unterrichten.
2.3 Eröffnung weiterer Gemeinschaftskonten
Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt, weitere Konten und Depots für die Kontoinhaber mit gemeinschaftlicher Verfügungsberechtigung zu den 
getroffenen Vereinbarungen zu eröffnen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hierüber unterrichten.
2.4 Gesamtschuldnerische Haftung
Für die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfüllung sämtlicher Ansprüche fordern.
2.5 Kontomitteilungen
Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form übermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausführung 
von Zahlungsverkehrsaufträgen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkündigun-
gen sowie die Ankündigung solcher Maßnahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Bei Angabe nur eines Zustellungsempfängers ist dieser 
berechtigt, Konto-/Depotauszüge, Rechnungsabschlüsse sowie Wertpapieraufstellungen und sonstige Abrechnungen und Anzeigen für die 
Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu prüfen und anzuerkennen sowie den gesamten ein Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel für die 
Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen. Wird der Bank von dem anderen Kontoinhaber erklärt, dass ihm diese Mitteilung ebenfalls zugeleitet 
werden soll, so sind die Kontoinhaber nur gemeinschaftlich berechtigt, Konto-/Depotauszüge, Rechnungsabschlüsse sowie Wertpapieraufstellungen 
und sonstige Abrechnungen und Anzeigen für die Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu prüfen und anzuerkennen sowie den gesamten das 
Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel für die Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen.
2.6 Tod eines Kontoinhabers
Nach dem Tod eines Kontomitinhabers können die anderen Kontoinhaber nur gemeinschaftlich mit den Erben des Verstorbenen über die Gemein-
schaftskonten verfügen und eine Auflösung oder Umschreibung verlangen, sofern keine abweichende Regelung getroffen worden ist.



Coupon für POSTIDENT durch Postfiliale 
 

zur Identitätsfeststellung in einer Postfiliale für  

 
 
 
Nehmen Sie diesen Coupon und lassen Sie sich bei ei ner 
Postfiliale mit einem gültigen Personalausweis oder  Reisepass 
identifizieren, um Ihre Identifizierung abzuschließ en. 
 
 
 
 
 
  

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Filiale für POSTIDENT finden auf: www.deutschepost.de  
 

 
 
 
Hinweise für Filialmitarbeiter: 
 
� Barcode einscannen / VGA 1611/PI aufrufen 
 

 
 
 
 
� Abrechnungs- und Referenznummer eingeben 
 
 
 
 
 
 
 
� Identifizierung (VGA 1611 / Postident „Basic“) durchführen 
� Diesen Coupon nach der Identifizierung  

datenschutzkonform entsorgen. 

 
MaV: Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarb eiter -Hotline  

Abrechnungsnummer 

Referenznummer 
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